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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Wirtschafts-ZAgrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Aufhebung der Richtlinie des 
Rates vom 26. Juni 1969 über den aktiven Veredelungsver- 
kehr einiger Erzeugnisse der Nummern 18.06 und 21.07 des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Aufhebung der Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1969 
über den aktiven Veredlungs verkehr einiger Erzeugnisse der 
Nummern 18.06 und 21.07 des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1969 2) 
wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, die erfor- 
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen, um die Inanspruchnahme der Regelung des 
aktiven Veredelungsverkehrs für Erzeugnisse der 
Nummern 18.06 und 21.07 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs mit einhm Gehalt an Milchfett von 26 Ge- 
wichtshundertteilen insoweit auszuschließen, als sie 
zur Herstellung der in Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 vom 27. Juni 1968 3) genannten 
Erzeugnisse oder in deren Anhang aufgeführten 
Waren bestimmt sind. 

Gemäß Artikel 3 der obengenannten Richtlinie 
war vorgesehen, daß die in diesem Zusammenhang 
getroffenen Maßnahmen bis zum Ende des Milch- 
wirtschaftsjahres 1970/1971 in Kraft bleiben würden. 


Die gegenwärtige Situation auf dem Buttermarkt 
der Gemeinschaft erlaubt es, diese Richtlinie aufzu- 
heben - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1969 über die 
aktive Veredelung einiger Erzeugnisse der Tarif- 
nummern 18.06 und 21.07 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten heben bis spätestens 1. Dezem- 
ber 1970 die Maßnahmen auf, die sie in Überein- 
stimmung mit der in Artikel 1 bezeichneten Richt- 
linie getroffen haben. Sie setzen davon die Kommis- 
sion in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 1. Juli 1969, S. 11 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1969, S. 13 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Rat hat in Anwendung von Artikel 29 der Richt- 
linie Nr. 69/73/EWG des Rates vom 4. März 1969 
eine Richtlinie angenommen, die die Mitgliedstaa- 
ten verpflichtet, vorübergehend die aktive Ver- 
edelung für Waren der Tarifnummern 18.06 und 
21.07 mit einem Gehalt an Milchfett von mehr als 
26 Gewichtshundertteilen zu untersagen, soweit sie 
zur Herstellung der in Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 genannten Erzeugnisse oder der 
im Anhang dieser Verordnung aufgeführten Waren 
bestimmt sind. 

Diese Maßnahmen, die zu den bereits vorher durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 162/69 des Rates vom 
28. Januar 1969 getroffenen hinzukamen, waren dazu 
bestimmt, der Situation auf dem Buttermarkt zu 
begegnen, die durch bedeutende Lagerbestände ge- 
kennzeichnet war. Da sich die Lage inzwischen 
wesentlich gebessert hat, ist es an der Zeit, zugleich 
mit der betreffenden Verordnung auch die von den 
Mitgliedstaaten gemäß der obengenannten Richtlinie 
erlassenen Verbotsmaßnahmen aufzuheben. 

Dies ist Gegenstand des vorliegenden Richtlinien- 
vorschlags. 
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